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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Anwendung der Richtlinie des Rates 
vom 4. März 1969 hinsichtlich der Bewilligung aktiver Veredelungsverkehre 
mit bestimmten Ursprungserzeugnissen der EFTA-Staaten und der Färöer 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie des Rates vom 4. März 
1969 zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über den aktiven Veredelungsver- 
kehr 1 ), zuletzt geändert durch die Beitrittsakte 2 ), 
insbesondere auf Artikel 29, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 5 Abs. 1 der Richtlinie 69/73/EWG 
setzt die Bewilligung des aktiven Veredelungsver- 
kehrs voraus, daß er dazu beiträgt, die günstigsten 
Voraussetzungen für die Ausfuhr der veredelten 
Waren zu schaffen, ohne daß wesentliche Interessen 
von Herstellern in der Gemeinschaft beeinträchtigt 
werden. 

Die Verarbeiter Dänemarks und des Vereinigten 
Königreichs können Ursprungserzeugnisse der EFTA- 
Staaten zollfrei beziehen, ohne den aktiven Ver- 
edelungsverkehr in Anspruch zu nehmen. Dagegen 
können sich die Verarbeiter der Gemeinschaft in 
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung und Irlands 
diese Waren ohne Entrichtung von Zöllen nur über 
den aktiven Veredelungsverkehr beschaffen. Die In- 
anspruchnahme des aktiven Veredelungsverkehrs 
erfordert die Prüfung der in Artikel 5 Abs. 1 der 
Richtlinie 69/73/EWG genannten Voraussetzungen. 
Diese Prüfung hat sich auf die Gemeinschaft in ihrer 
gegenwärtigen Zusammensetzung zu beziehen. 

Auf Ursprungserzeugnisse der EFTA-Staaten wird 
bei der Einfuhr in die Gemeinschaft nach dem für 
den Zollabbau vorgesehenen Zeitplan vom 1. Januar 
1976 im Regelfall der auf 20 v. H. des Ausgangszoll- 
satzes ermäßigte Zoll angewandt. Ab 1. Juli 1977 


ü 29/73/EWG, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. L 58 vom 8. März 1969, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 26. März 1972, S. 14 
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werden für den größten Teil dieser Erzeugnisse die 
Zölle abgeschafft. Dieser Zollabbau beruht auf Ab- 
kommen zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und den EFTA-Staaten, und zwar: 


— Österreich: 
! — Schweden: 

! — Schweiz: 

! — Island: 

| — Portugal: 
— Norwegen: 
— Finnland: 


Verordnung (EWG) Nr. 2836/72 3 ), 
Verordnung (EWG) Nr. 2838/72 4 ), 
Verordnung (EWG) Nr. 2840/72 5 ), 
Verordnung (EWG) Nr. 2842/72 6 ), 
Verordnung (EWG) Nr. 2844/72 7 ), 
Verordnung (EWG) Nr. 1691/73 8 ), 
Verordnung (EWG) Nr. 3177/73 9 ). 


Auf Grund dieser Senkung der Ausgangszölle 
kann der aktive Veredelungsverkehr die wesent- 
lichen Interessen der Hersteller in der Gemeinschaft 
nicht beeinträchtigen. Es erscheint daher angebracht, 
den Verarbeitern der Gemeinschaft in ihrer ur- 
I sprünglichen Zusammensetzung und Irlands die 
; gleiche Behandlung zukommen zu lassen wie den 
1 Verarbeitern des Vereinigten Königreichs und Däne- 
marks. Daher sollten die Voraussetzungen des 
Artikels 5 Abs. 1 der Richtlinie 69/73/EWG als er- 
füllt gelten. 


Betroffene Waren sind die Waren der Kapitel 25 
bis 99 des Gemeinsamen Zolltarifs, soweit der Ein- 
fuhrzollsatz auf 20 v. H. des in den obengenannten 
Abkommen genannten Ausgangszollsatzes gesenkt 
worden ist. 

Da die Ausgangszollsätze fast immer den Zollsät- 
zen des Gemeinsamen Zolltarifs entsprechen, kann 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L. 300 
vom 31. Dezember 1972, S. 1 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 300 
vom 31. Dezember 1972, S. 96 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 300 
vom 31. Dezember 1972, S. 188 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 301 
vom 31. Dezember 1972, S. 1 

') Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 301 
vom 31. Dezember 1972, S. 164 
H ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 171 
vom 27. Juni 1973, S. 1 

9 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 328 
vom 28. November 1973, S. 1 
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der Einfachheit halber von den Zollsätzen des Ge- 
meinsamen Zolltarifs ausgegangen werden. 

Von der beabsichtigten Regelung müssen diejeni- 
gen landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse 
ausgenommen werden, bei denen ein beweglicher 
Teilbetrag gemäß Artikel 5 Abs. 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 des Rates vom 28. 
Mai 1969 zur Festlegung der Handelsregelung für 
bestimmte, aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
hergestellte Waren 10 ), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1589/75 u ) erhoben wird, 
da diese Erzeugnisse denen der Kapitel 17 bis 24 des 
GZT gleichzustellen sind, auf die diese Regelung 
keine Anwendung findet. 

Daneben sollte die beabsichtigte Regelung auch 
Erzeugnisse mit Ursprung in den Färöer umfassen, 
auf die nach der Verordnung (EWG) Nr. 2051/74 
des Rates vom 1. August 1974 15f ) eine ähnliche Zoll- 
regelung wie bei der Einfuhr von Ursprungserzeug- 
nissen der EFTA-Staaten in die Gemeinschaft an- 
gewandt wird - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Werden unter die Kapitel 25 bis 99 des Gemein- 
samen Zolltarifs fallende Waren mit Ursprung in 
Österreich, Schweden, der Schweiz, Island, Portu- 
gal, Norwegen, Finnland oder in den Färöer in 
die Gemeinschaft verbracht, um dort im Rahmen 
des aktiven Veredelungsverkehrs veredelt zu 
werden, so gelten diese Vorgänge im Sinne des 
Artikels 5 Absatz 1 der Richtlinie des Rates vom 
4. März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über den aktiven Ver- 
edelungsverkehr als Beitrag zur Schaffung der 

10 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

1J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 163 
vom 26. Juni 1975, S. 9 

12 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 212 
vom 2. August 1974, S. 1 


günstigsten Voraussetzungen für die Ausfuhr, 
ohne daß wesentliche Interessen von Herstellern 
in der Gemeinschaft beeinträchtigt werden, so- 
weit der Einfuhrzollsatz auf 20 v. H. des Zoll- 
satzes des Gemeinsamen Zolltarifs ermäßigt wor- 
den ist. 

Der Ursprung der Waren ergibt sich entweder 
aus Protokoll Nr. 3 jedes einzelnen Abkommens 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und den in diesem Absatz genannten Staa- 
ten oder aus der Verordnung (EWG) Nr. 3184/74 
der Kommission vom 6. Dezember 1974 über die 
Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" und 
über die Methoden der Verwaltungen für die An- 
wendung der Zollregelung für bestimmte Er- 
zeugnisse mit Ursprung in und Herkunft aus den 
Färöer 13 ). 

2. Absatz 1 gilt nicht für Waren, bei denen ein be- 
weglicher Teilbetrag aufgrund des Artikels 5 
Abs. 1 Buchstabe b der Verordnung (EWG) Nr. 
1059/69 erhoben wird. 

Artikel 2 

1 . Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, 
um dieser Richtlinie spätestens am . . . nachzu- 
kommen, und setzen die Kommission hiervon 
unverzüglich in Kenntnis. 

2. Die Kommission übermittelt diese Informationen 
den anderen Mitgliedstaaten. 

A r t i k e 1 3 

Diese Richtlinie gilt bis zum 30. Juni 1977. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 

13) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 344 
vom 23. Dezember 1974, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 22. Januar 1976 - 1/4 - 680 70 - E -Ur 5/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 30. Dezember 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 

1. Das Problem 

1.1. Nach Artikel 5 der Richtlinie des Rates vom 
4. März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungs Vorschriften über den aktiven 
Veredelungsverkehr (69/73/EWG) können die 
Zollbehörden der Mitgliedstaaten aktive Ver- 
edelungsverkehre in allen Fällen bewilligen, 
in denen diese Verkehre dazu beitragen, die 
günstigsten Voraussetzungen für die Ausfuhr 
der veredelten Waren zu schaffen, ohne daß 
wesentliche Interessen von Herstellern in der 
Gemeinschaft beeinträchtigt werden. Die Be- 
hörden müssen also eine Interessenabwägung 
vornehmen. 

1.2. Die Verarbeiter Dänemarks und des Vereinig- 
ten Königreichs können Ursprungserzeugnisse 
der EFTA-Staaten zollfrei beziehen, ohne den 
aktiven Veredelungsverkehr in Anspruch zu 
nehmen. Dagegen können sich die Verarbeiter 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu- 
sammensetzung und Irlands diese Waren ohne 
Entrichtung von Zöllen nur über den aktiven 
Veredelungsverkehr beschaffen. Die Inan- 
spruchnahme des aktiven Veredelungsverkehrs 
bedingt die Prüfung der in Artikel 5 Abs. 1 
der Richtlinie 69/73/EWG genannten Voraus- 
setzungen. Diese Prüfung hat sich auf die Ge- 
meinschaft in ihrer gegenwärtigen Zusammen- 
setzung zu beziehen. 

1.3. Auf Ursprungserzeugnisse der EFTA-Staaten 
und der Färöer wird bei der Einfuhr in die Ge- 
meinschaft nach dem für den Zollabbau vorge- 
sehenen Zeitplan vom 1. Januar 1976 im Regel- 
fall der auf 20 v. H. des Ausgangszollsatzes 
ermäßigte Zollsatz angewandt. 

Dieser Zollabbau beruht auf Abkommen zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und den EFTA-Staaten sowie auf der 
Verordnung über die Einfuhr von Ursprungs- 
erzeugnissen der Färöer. 

Ab 1. Juli 1977 werden diese Zölle für die 
meisten dieser Waren abgeschafft, 

1.4. Aufgrund dieser Senkung der Ausgangszölle 
kann der aktive Veredelungsverkehr die we- 
sentlichen Interessen der Hersteller in der Ge- 
meinschaft nicht beeinträchtigen. Daher er- 
scheint es angebracht, den Verarbeitern der 
Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusam- 
mensetzung und Irlands die gleiche Behand- 
lung zukommen zu lassen, wie den Verarbei- 
tern des Vereinigten Königreichs und Däne- 
marks. Daher sollten die Voraussetzungen des 
Artikels 5 Abs. 1 der Richtlinie 69/73/EWG als 
erfüllt gelten. 

1.5. Wenn eine Interessenabwägung bei bestimm- 
ten Veredelungsverkehren mit den EFTA-Staa- 
ten und den Färöer nicht mehr vorgenommen 
wird, führt dies zu einer Verwaltungsverein- 


fachung und fügt sich in den Rahmen der Ver- 
einfachungen ein, die sich aufgrund des Arti- 
kels 5 Absätze 2 und 3 der Richtlinie 69/73/ 
EWG, der Richtlinie 74/174/EWG und des 
Vorschlages für eine Richtlinie über Ausbesse- 
rungsverkehre (Dok. GUD/299/75, RPA Nr. 492) 
ergeben. Im Folgenden werden die Waren- 
gruppen untersucht, die für eine solche Verein- 
fachung in Frage kommen können. 

2. Die betroffenen Warengruppen 

2.1. Als Waren, die zur aktiven Veredelung be- 
stimmt sind, können „Ursprungserzeugnisse" 
der folgenden EFTA-Staaten in Frage kommen: 
— Österreich (Verordnung (EWG) Nr. 2836/72, 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 300 vom 31. Dezember 1972, S. 1) 

— Schweden (Verordnung (EWG) Nr. 2838/72, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 300 vom 31. Dezember 1972, S. 96) 

— Schweiz (Verordnung (EWG) Nr. 2840/72, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 300 vom 31. Dezember 1972, S. 188) 

— Irland (Verordnung (EWG) Nr. 2842/72, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 301 vom 31. Dezember 1972, S. 1) 

— Portugal (Verordnung (EWG) Nr. 2844/72, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 301 vom 31. Dezember 1972, S. 164) 

— Norwegen (Verordnung (EWG) Nr. 1691/73, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 171 vom 27. Juni 1973, S. 1) 

— Finnland (Verordnung (EWG) Nr. 3177/73, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 328 vom 28. November 1973, S. 1). 

2.2. „Betroffene Waren" (Artikel 2 der Abkommen) 
sind: 

2.2.1. Waren, die unter die Kapitel 25 bis 99 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs fallen, ausgenommen die 
Waren der nachstehenden Aufstellung (An- 
hänge zu den Abkommen) : 
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Waren des 

Protokolls 

Nr. 2 

zu den Artikeln 9 


der Abkommen (landwirtschaftliche Verarbei- 
tungserzeugnisse) unter Berücksichtigung der 
in den Protokollen vorgesehenen Sonderrege- 
lungen. 

2.3. Die unter Punkt 2.2. aufgeführten Ursprungs- 
erzeugnisse unterliegen ab 1. Januar 1976 
grundsätzlich nur noch einem Zollsatz in Höhe 
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von 20 v. H. des Ausgangszollsatzes (Artikel 3 
und 5 der Abkommen). Davon gibt es folgende 
Ausnahmen (Sonderregelungen des Protokolls 
Nr. 1 zu den Artikeln 8 der Abkommen) : 

2.3.1. Waren der Kapitel 48 und 49 des Gemeinsa- 
men Zolltarifs (ausgenommen 48.09); der Zeit- 
plan für den Zollabbau erstreckt sich bis zum 
Jahr 1984. 

2.3.2. Waren der Artikel 2 und 3 des Protokolls 
Nr. 1 ; Zeitplan für den Zollabbau erstreckt 
sich bis zum Jahre 1980; diese Waren sind in 
nachstehender Tabelle aufgeführt: 
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(EWG) Nr. 2051/74 ) Amtsblatt der Europäischen 


Gemeinschaften Nr. L 212 vom 2. August 1974, 
S. 33) und der Verordnung (EWG) Nr. 3184/74 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 344 vom 23. Dezember 1974) Waren der 
Kapitel 25 bis 99 des Gemeinsamen Zolltarifs 
mit Ursprung in den Färöer in Betracht. 

Allerdings sind vom Anwendungsbereich die- 
ser Verordnungen ausgeschlossen: 

— die Erzeugnisse der Verordnung (EWG) 
Nr. 2682/72 des Rates vom 12. Dezember 
1972 zur Festlegung der allgemeinen Re- 
geln für die Gewährung von Ausfuhrerstat- 


tungen und der Kriterien zur Festsetzung 
des Erstattungsbetrags für bestimmte land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse, die in Form von 
nicht unter Anhang II des Vertrages fallen- 
den Waren ausgeführt werden, 

— die Erzeugnisse der Verordnung Nr. 170/ 
67/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 über 
die gemeinsame Handelsregelung für Eier- 
albumin und Milchalbumin und zur Aufhe- 
bung der Verordnung Nr. 48/67/EWG. 

j 3. Schlußfolgerungen 

3.1. Im Hinblick auf die angestrebte Verwaltungs- 
vereinfachung erscheint es den Dienststellen 
der Kommission angezeigt, von den betreffen- 
den Warengruppen (Punkt 2) grundsätzlich die 
Waren, die unter die Kapitel 25 bis 99 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs fallen (Punkt 2.2.1.) für 
diese Vereinfachung vorzuschlagen, dagegen 
nicht die landwirtschaftlichen Verarbeitungs- 
erzeugnisse (Punkt 2.2.2.), bei denen ein be- 
weglicher Teilbetrag erhoben wird. Diese Er- 
zeugnisse sind den Waren der Kapitel 17 bis 
24 des Gemeinsamen Zolltarifs gleichzustellen, 
auf die die beabsichtigte Regelung keine An- 
wendung findet. 

3.2. Von diesem Grundsatz sollten wegen des be- 
sonderen Zeitplans für den Zollabbau die Wa- 
ren der Kapitel 48 und 49 des Gemeinsamen 
Zolltarifs (vgl. Punkt 2.3.1.) ausgenommen wer- 
den. Eine weitere Ausnahme sollte aus dem- 
selben Grunde für die unter Punkt 2.3.2. auf- 
geführten Waren gemacht werden. 

3.3. Für Irland ist ein besonderer Zeitplan für den 
Zollabbau der Waren des Artikels 3 des Pro- 
tokolls Nr. 1 des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Portugiesischen Republik vorgesehen. Daher 
sollten diese Waren für diesen Mitgliedstaat 
von der angestrebten Vereinfachung ausge- 
nommen werden. 

3.4. Der Vollständigkeit halber soll erwähnt wer- 
den, daß die Nrn. 45.01 und 35.02 des GZT 
nicht in Frage kommen, weil sie von allen Ab- 
kommen ausgeschlossen worden sind, und fer- 
ner nicht die Nrn. 54.01 und 57.01 des GZT, 
weil ihre Sätze 0 sind. 

3.5. Der Kommission erscheint es angebracht, für 
diese Vereinfachung auch bestimmte Waren 
mit Ursprung in der Färöer vorzuschlagen 
(Punkt 2. 4.). 

3.6. Der Richtlinienvorschlag beschränkt sich be- 
wußt auf das Wesentliche, um zu einer Lösung 
zu Beginn des Jahres 1976 zu gelangen. Dies 
schließt weitere Vereinfachungen jedoch nicht 
aus. 
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